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Vorwort
Das Buch hat eine freundliche Aufnahme gefunden, für die wir unseren Leserinnen und Lesern herzlich danken. Das Grundkonzept wurde auch in der zweiten Auflage unseres Lehrbuchs zum Öffentlichen Finanzrecht beibehalten. In der Neuauflage waren aber zahlreiche neuere Entwicklungen sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene zu berücksichtigen. So hat der EuGH Ende 2018 auf ein weiteres Vorabentscheidungsersuchen des BVerfG hin erneut ein Anleihekaufprogramm der EZB für unionsrechtskonform gehalten; die Reaktion des BVerfG steht bei Redaktionsschluss dieses Buches noch aus. Der neu gestaltete deutsche Rundfunkbeitrag verstößt weder gegen die Finanzverfassung des Grundgesetzes noch gegen Unionsrecht, wie BVerfG und EuGH ebenfalls im Jahr 2018 entschieden haben. Das BVerfG hat in seiner Entscheidung zur Kernbrennstoffsteuer die lange umstrittene Frage verneint, ob es ein freies Steuererfindungsrecht des (Bundes- und Landes-)Gesetzgebers gibt. Im nationalen Recht hat der verfassungsändernde Gesetzgeber das Grundgesetz im Bereich der Ausgabenverteilung (Art. 104b ff GG) und des bundesstaatlichen Finanzausgleichs (Art. 107 GG) grundlegend umgestaltet. Die neuen Regeln (Zu- und Abschläge bei der Umsatzsteuerverteilung statt des herkömmlichen Länderfinanzausgleichs i.e.S.) gelten ab 2020 und sind bereits berücksichtigt.
Für die Unterstützung bei der Aktualisierung des Buchs und die technische Betreuung des Manuskripts danken wir unseren Mitarbeitern Ruth Greve und David Rügamer.
Kritik und Anregungen sowie Verbesserungsvorschläge aus dem Kreis der Leser sind uns herzlich willkommen und erreichen uns z. B. über tappe@uni-trier.de sowie wernsmann@uni-passau.de.
Trier/Passau, im Januar 2019
Henning Tappe
Rainer Wernsmann





Aus dem Vorwort zur 1. Auflage
Dieses Buch beschäftigt sich mit den Finanzen von Bund und Ländern sowie der Europäischen Union und der Kommunen. Es behandelt die Einnahmen und die Ausgaben, den Haushalt, das Vermögen, die rechtlichen Grenzen der Staatsverschuldung sowie die gegenseitigen Einwirkungen der verschiedenen Rechtsordnungen aufeinander.
Der Begriff „Finanzverfassungsrecht“ erschien uns als Titel des Buches zu eng, da es in zunehmendem Maße nicht mehr nur um Bestimmungen des Grundgesetzes und der jeweiligen Landesverfassungen geht, sondern auch um Unionsrecht, völkerrechtliche Verträge sowie auch einfachgesetzliche kommunal- und abgabenrechtliche Bestimmungen. Diese übergreifende Darstellung stellt Gemeinsamkeiten und Unterschiede heraus (z. B. im Hinblick auf Grenzen der Verschuldung und Funktionen des Haushalts).
Das Buch will in erster Linie informieren. Das Finanzrecht gilt als sehr komplexe Materie, teils gar als Geheimwissenschaft nur für Spezialisten. Gerade in Zeiten der Finanzkrise begegnet uns jedoch ein gestiegenes, deutlich spürbares Interesse an dem Verständnis der finanzrechtlichen Zusammenhänge. Die immense praktische Bedeutung des öffentlichen Finanzrechts korreliert nicht mit der vorhandenen Lehrbuchliteratur. Diese Lücke will dieses Buch schließen.
Es will durch Rückführung auf die Grundstrukturen und das Regelungssystem demjenigen, der sich in die komplexe und schwierige Materie einarbeiten möchte, eine Einführung bieten, deren Umfang einerseits verkraftbar ist, andererseits aber auch genügend Informationen enthält. Wegen dieses eher darstellenden Charakters wurde teils auf eine eigene umfangreiche Stellungnahme zu Problemen verzichtet, teils aber auch Kritik an bestimmten Positionen und Auffassungen geübt, auch um exemplarisch finanzrechtliche Argumentationsmöglichkeiten zu verdeutlichen.
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Einführung › § 1 Grundlagen › I. Begriff und Gegenstand des öffentlichen Finanzrechts



I. Begriff und Gegenstand des öffentlichen Finanzrechts
1


Das Recht der öffentlichen Finanzen beschäftigt sich mit den Einnahmen und Ausgaben des Staates, dh mit der Beschaffung, der Verwaltung und Bereitstellung sowie der Verwendung öffentlicher (Geld-)Mittel. Es erfasst mittelbar auch andere ökonomische Güter oder Dienste mit Geldeswert, also zB Grundstücke, bewegliche Sachen, gesellschaftsrechtliche Beteiligungen und auch Beschäftigungsverhältnisse – stets unter dem Aspekt ihrer finanziellen Bedeutung.


2


Gegenstand des öffentlichen Finanzrechts ist die Finanzwirtschaft öffentlich-rechtlicher Institutionen (insb der Gebietskörperschaften, dh Bund, Länder und Gemeinden). Diese wird bestimmten – spezifisch auf die Bedürfnisse einer demokratischen, rechtsstaatlichen und transparenten Bewirtschaftung abgestimmten – Regelungen unterworfen. Ihr Gegenstück aus der Ökonomie ist die Finanzwissenschaft als ein Teil der Lehre von der öffentlichen Wirtschaft, die sich ebenfalls mit den Finanzen öffentlicher Körperschaften befasst[1].


3



Der dem Staat bzw der öffentlichen Hand zuzurechnende Anteil an der wirtschaftlichen Aktivität einer Volkswirtschaft ist beträchtlich. Die Staatsquote, eine Maßgröße, die den Anteil der staatlichen Ausgaben ins Verhältnis setzt zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) als Kennzahl für die wirtschaftliche Gesamtleistung, beträgt in Deutschland 43,5 % (2019)[2]. Die Ausgaben der Gebietskörperschaften (Bund, Ländern und Gemeinden) sowie der gesetzlichen Sozialversicherung summieren sich auf insgesamt rd 1367,9 Mrd € (2017)[3]. Auch in vielen anderen entwickelten Ländern entfällt nahezu die Hälfte der gesamten Wirtschaftsleistung auf den öffentlichen Bereich[4].






1. Öffentliche und private Finanzen
4


Will man sich mit dem öffentlichen Finanzrecht befassen, liegt eine erste Schwierigkeit in der Beantwortung der Frage, unter welchen Voraussetzungen Finanzen bzw Geldmittel überhaupt öffentlich sind. Dem Geld ist nicht anzusehen, ob es zu den öffentlichen Finanzen gehört oder möglicherweise nur im Privateigentum des Staates steht. Macht es aus finanzwirtschaftlicher Sicht einen Unterschied, ob der Staat privatrechtlich handelt, also zB ein Grundstück verkauft, oder spezifisch öffentlich-rechtlich, zB Steuern erhebt? Kommt es darauf an, ob ein Angestellter im öffentlichen Dienst entlohnt wird (§ 611 Abs. 1 BGB) oder ob ein Beamter besoldet wird (§ 3 Abs. 1 BBesG)?


5



In Anlehnung an die (im allgemeinen Verwaltungsrecht herangezogene) so genannte modifizierte Subjektstheorie[5] könnte man formulieren, dass Finanzen dann öffentlich sind, wenn ein Hoheitsträger als solcher sie vereinnahmen und verausgaben kann. Damit wären Steuereinnahmen als der wesentliche Teil der staatlichen Einnahmen erfasst, denn § 3 Abs. 1 AO definiert Steuern als „Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft […]“ (Rn 213). Andere Einnahmearten (zB Veräußerungserlöse) sind aber weniger eindeutig zuzuordnen, und erst recht bei den Ausgaben würde diese Abgrenzung fraglich. Denn alle Ausgaben, bis hin zum Kauf eines Bleistifts für die Amtsstube, folgen staatlichen Aufgaben, dh sie werden zur Erfüllung staatlicher Aufgaben geleistet.



6


Für die Abgrenzung zwischen öffentlichen und privaten Finanzen ist es nicht entscheidend, ob hoheitlich gehandelt wird. Geldmittel, die wie zB Steuern hoheitlich eingenommen (einseitig auferlegt) werden[6], sind zwar schon aus diesem Grund dem öffentlichen Bereich zuzuordnen. Hoheitliches Handeln ist aber nicht notwendig, um die Finanzwirtschaft dem öffentlichen Bereich zuzuordnen und dem öffentlichen Recht zu unterwerfen.
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Gerade die nicht hoheitlichen Tätigkeitsbereiche, das Verwaltungsprivatrecht und das fiskalische Verwaltungshandeln, sind Gegenstand des öffentlichen Haushaltsrechts, das sich auch mit dem Erwerb oder der Veräußerung von Vermögensgegenständen (zB § 63 BHO) und der Beteiligung an privatrechtlichen Unternehmen (zB § 65 BHO) befasst (Rn 664). Das öffentliche Finanzrecht findet auch dort Anwendung, wo der Staat privatrechtlich handelt[7]. Man spricht insoweit auch vom Fiskus oder der öffentlichen Hand in Abgrenzung zum Staat als Hoheitsträger.
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Der Begriff „Fiskus“ (lat.: Korb/Geldkorb) bezeichnet den Staat als Eigentümer des Staatsvermögens. Im römischen Recht gab es neben der eigentlichen Staatskasse (aerarium populi) die kaiserliche Privatkasse (fiscus caesaris). Mit dem Übergang der republikanischen Staatsgewalt auf den Kaiser nahm auch dessen fiscus allmählich die staatlichen Einnahmen in sich auf und wurde zur neuen Staatskasse – zunächst tatsächlich, dann auch rechtlich[8].
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Historisch wurde lange Zeit zwischen verschiedenen Sphären unterschieden[9]: Der König verfügte zB über ein privates „Hausgut“, ein privates, aber verfügungsbeschränktes „Krongut“ sowie das dem Amt zugeordnete „Reichsgut“ (Rn 41, 620). Diese Unterscheidung, die sich auch heute noch zT im kirchlichen Bereich findet („bischöflicher Stuhl“), ist für die staatliche und kommunale Ebene überholt. Im modernen Staat unterliegt das gesamte Eigentum aller staatlichen Ebenen öffentlich-rechtlichen Bindungen, insb dem öffentlichen Haushaltsrecht (Rn 519 ff, 619 ff). Sobald Geldmittel oder sonstige Vermögensgegenstände dem Staat (einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft) zugeordnet sind, auch bei einer privatrechtlichen Zuordnung des Eigentums (§ 903 BGB) zum Staat, kann man daher von öffentlichen Finanzen sprechen.
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Mittel, die privatrechtlich verwaltet werden, können ebenfalls dem öffentlichen Finanz- bzw Haushaltsrecht unterfallen, wenn es entsprechende Anknüpfungspunkte gibt. So darf etwa der Rechnungshof auch die Haushalts- und Wirtschaftsführung von juristischen Personen des privaten Rechts prüfen, wenn diese staatliche Zuschüsse erhalten oder ein staatlicher Einfluss begründet ist (§ 104 BHO). Staatliches Eigentum ist daher hinreichendes, nicht aber notwendiges Kriterium, um öffentliches Finanzrecht anwenden zu können.
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Zum Staat gehören dabei vor allem der Bund, die Länder und die Gemeinden (Gemeindeverbände). Aber auch die Sozialversicherung, sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts (KdÖR, zB Kammern, Universitäten) und Anstalten des öffentlichen Rechts (AöR, zB Rundfunkanstalten) wirtschaften nach den Regeln des öffentlichen Finanzrechts, ebenso die EU und deren Institutionen (Rn 792), für die auf europäischer Ebene finanzrechtliche Regelungen bestehen.
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Häufig finden sich insb für kleinere Einheiten rechtliche Vorgaben, die sich denjenigen des privaten Sektors annähern, wenn diese Gebilde wirtschaftlich nach kaufmännischen Grundsätzen geführt werden sollen. So orientiert sich zB das Rechnungswesen der Gemeinden (kommunale Doppik, Rn 1078) an den Regelungen des für Kaufleute geltenden HGB (§§ 238 ff HGB). Bei formeller Privatisierung, dh der Verwendung privatrechtlicher Organisationsformen zur Erfüllung staatlicher Aufgaben, finden privates Recht (zB GmbHG, AktG, HGB) und öffentliches Recht auch nebeneinander Anwendung.







2. Anwendungsbereich und Teilgebiete des öffentlichen Finanzrechts
13


Der weite Anwendungsbereich des öffentlichen Finanzrechts, das sich mit sämtlichen Einnahmen und Ausgaben aller öffentlichen Institutionen sowie mit deren Vermögen beschäftigt, erklärt sich aus der besonderen Bedeutung der Finanzen für das Gemeinwesen. Nahezu alle staatlichen Aufgaben kosten Geld. Der Staat kann nur durch seine Organe, dh durch Bedienstete handeln, die bezahlt werden müssen. Die Amtsträger wiederum benötigen Sachmittel (zB Gebäude, Fahrzeuge, etc), die beschafft oder selber hergestellt werden. Auch Leistungen oder Infrastruktur, die der Staat seinen Bürgern zur Verfügung stellt (zB Universitäten, Gerichte oder Straßen), müssen finanziert werden.
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Weil staatliches Handeln Geld kostet und die erforderlichen Mittel idR hoheitlich beschafft werden müssen, verfügt der Inhaber der Finanzgewalt[10] über einen besonderen Einfluss auf sämtliche Politikbereiche: Wer zahlt, schafft an (engl.: he who pays the piper calls the tune). Historisch ist daher das Recht, über die Finanzen demokratisch (mit)bestimmen zu können, vom Volk schon recht früh und besonders erbittert erstritten worden. Die Demokratie hat sich seit dem Mittelalter von den Einnahmen (Steuerbewilligung) über die Ausgaben (Budgetrecht) in alle weiteren Politikbereiche vorgekämpft (Rn 44 ff). Auch der amerikanische Unabhängigkeitskrieg stand unter dem Leitsatz „No taxation without representation“[11].
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Heute ist die Entscheidung über Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Hand „grundlegender Teil der demokratischen Selbstgestaltungsfähigkeit im Verfassungsstaat“[12]. Das Budgetrecht, das Recht mit dem jährlichen Haushalt (Rn 568) über die Einnahmen und Ausgaben zu entscheiden, stellt ein „zentrales Element der demokratischen Willensbildung dar“[13] (dazu Rn 64 ff).
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Im modernen Verfassungsstaat des Grundgesetzes ist die Finanzgewalt oder Finanzhoheit – anders als noch im 19. Jhdt. (Rn 46 f) – nichts „Eigenes“ mehr; sie ist ein Aspekt der umfassenden Staatsgewalt[14]. Obwohl es in einzelnen Bereichen Sonderregelungen gibt, die in den folgenden Kapiteln dargestellt werden, unterscheidet sich die Steuer- oder Haushaltsgesetzgebung nicht wesentlich von der „normalen“ (Sach-)Gesetzgebung und wird durch dieselben gesetzgebenden Organe ausgeübt.
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Diese einheitliche Zuordnung ist auch sinnvoll, weil sich die verschiedenen Aspekte praktisch kaum trennen lassen. Den Fachgesetzen kommt, auch wenn diese „finanzwirksam“ sind, also Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben des Staates haben, stets Vorrang zu[15]. Der Haushalt normiert die öffentlichen Ausgaben nicht, er finanziert sie nur[16]. Einnahmen und Ausgaben, für die eine gesetzliche Grundlage erforderlich ist, werden durch seine Ansätze nicht gerechtfertigt, gesetzlich vorgeschriebene Ausgaben aber durch sie auch nicht behindert, § 3 Abs. 2 HGrG. In beidem gibt allein die materielle Rechtslage den Ausschlag[17].
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Die wichtigsten Teilbereiche des öffentlichen Finanzrechts lassen sich am Weg des Geldes durch die „Finger“ des Staates deutlich machen: Der Staat muss das Geld einnehmen (Steuerrecht), er muss es verteilen (Finanzausgleichsrecht) und schließlich wieder ausgeben (Haushaltsrecht).





a) Die Ausgabenseite: Staatliche Aufgaben als Ausgangspunkt
19


Weil die öffentlichen Finanzen kein Selbstzweck sind, sondern mit staatlichen Mitteln staatliche Aufgaben zu erfüllen sind, bilden den Ausgangs- und Bezugspunkt für das öffentliche Finanzrecht das übrige Recht und die durch dieses (materielle) Recht vorgezeichnete Verwaltungstätigkeit des Staates. Das Finanzrecht leitet sich ab aus den Aufgaben, die es für diese anderen Sachgebiete zu erfüllen hat.
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Dazu gehört zunächst die Aufgabe, zu regeln, wer welche Kosten zu tragen hat. Denn der Staat ist kein monolithisches Gebilde, sondern gliedert sich in verschiedene Ebenen und Einheiten. In der Bundesrepublik Deutschland muss insb entschieden werden, ob der Bund, die Länder oder die Gemeinden eine bestimmte Ausgabe zu übernehmen haben. So wie das Grundgesetz die staatlichen Befugnisse und Aufgaben (Art. 30 GG), die Gesetzgebungs- (Art. 70 ff GG) und Verwaltungskompetenzen (Art. 83 ff GG) bestimmten Ebenen zuordnet, ordnet es auch – daran anknüpfend – die Kostentragungslast diesen verschiedenen Ebenen zu.
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Grundlegend bestimmt hier Art. 104a Abs. 1 GG zu Beginn des X. Abschnitts des Grundgesetzes, der sog. Finanzverfassung (Art. 104a–115 GG), dass der Bund und die Länder gesondert die Ausgaben tragen, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben. Man spricht insoweit von der Konnexität, dem Zusammenhang bzw der Verknüpfung von Auf- und Ausgaben (s. näher Rn 99 ff).






b) Das Haushaltsrecht als Steuerungs- und Kontrollinstrument
22


Die Entscheidung, welche Ausgaben konkret wie geleistet werden sollen, ist Aufgabe des Haushaltsrechts. Hier bestimmt zunächst Art. 109 Abs. 1 GG, dass Bund und Länder in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig und voneinander unabhängig sind. Art. 110 Abs. 1 Satz 1 GG[18] macht den durch das Haushaltsgesetz festgestellten Haushaltsplan zur Grundlage der Finanzwirtschaft für das jeweils beplante Haushaltsjahr (Art. 110 Abs. 2 Satz 1 GG)[19]. Davon ausgehend lässt sich differenzieren zwischen dem speziellen Haushaltsrecht, das sich aus dem jährlichen Haushaltsgesetz ergibt und dem allgemeinen Haushaltsrecht, das sich aus Dauergesetzen, insb der Haushaltsverfassung (im Bund: Art. 110–114 GG), dem Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG iVm Art. 109 Abs. 4 GG) und den Haushaltsordnungen (BHO bzw LHOen) ergibt.
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Das Haushaltsgesetz als spezielles Haushaltsrecht ermächtigt mit den Ansätzen im Haushaltsplan die Verwaltung, Ausgaben zu leisten und Verpflichtungen einzugehen, § 3 Abs. 1 HGrG, § 3 Abs. 1 BHO. Durch das Haushaltsgesetz wird also die konkrete rechtliche Entscheidung darüber getroffen, für welche Zwecke welche Dienststelle wie viel Geld ausgeben kann. Der Haushaltsplan bezieht sich immer auf ein konkretes Jahr und dient der Feststellung und Deckung des Finanzbedarfs, der zur Erfüllung der Aufgaben des Bundes im Bewilligungszeitraum voraussichtlich notwendig ist (s. näher Rn 524 ff). Er ist die konkrete (Rechts-)Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung, § 2 BHO (ähnlich in § 2 HGrG).
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Ergänzt wird das Haushaltsgesetz durch allgemeine Vorgaben in den Haushaltsordnungen. Diese enthalten einerseits Regeln über das Aufstellen eines Haushaltsplans, zu seiner Gliederung und zu den notwendigen Inhalten, aber auch allgemeine Regeln zum Vollzug des Haushaltsplans, nachdem dieser in Kraft gesetzt ist (Rn 582). So dürfen Ausgaben nur soweit und nicht eher geleistet werden, als sie zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung (§ 6 HGrG, § 7 BHO) erforderlich sind, § 34 Abs. 2 BHO. Ausgaben dürfen außerdem grds nur zu dem im Haushaltsplan bezeichneten Zweck, soweit und solange er fortdauert, und nur bis zum Ende des Haushaltsjahres geleistet werden, § 45 Abs. 1 Satz 1 BHO.
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Im Haushaltsrecht finden sich vor allem Vorschriften zum korrekten Umgang mit den öffentlichen Finanzen. Diese bringen zum Ausdruck, dass es sich bei den öffentlichen Finanzen zwar formal um Mittel der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Körperschaft, in der Sache aber um das Geld der Allgemeinheit handelt, das gewissermaßen „treuhänderisch“ für das Volk und im gemeinschaftlichen Interesse verwaltet wird. Die persönliche Bereicherung einzelner Amtsträger soll ebenso verhindert werden wie die Verschwendung von Steuergeld[20].
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So dürfen etwa zwischen Angehörigen des öffentlichen Dienstes und ihrer Dienststelle Verträge nur mit Einwilligung des zuständigen Ministeriums abgeschlossen werden (§ 57 Satz 1 BHO), Vermögensgegenstände sollen nur erworben werden, soweit sie zur Erfüllung der Aufgaben des Bundes erforderlich sind (§ 63 Abs. 1 BHO), und dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen muss idR eine öffentliche Ausschreibung vorausgehen (§ 55 Abs. 1 BHO). Zahlungen dürfen nicht von jedem Amtsträger, sondern nur von speziellen Stellen (Kassen und Zahlstellen) angenommen oder geleistet werden (§ 70 Satz 1 BHO), wer eine Zahlung anordnet, darf an den eigentlichen Zahlungen oder Buchungen nicht mehr beteiligt sein (§ 77 Satz 1 BHO). Alle Buchungen sind zudem zu belegen (§ 75 BHO).
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Das Haushaltsrecht enthält daneben Vorgaben für die wirtschaftliche Betätigung des Staates. So soll sich der Bund an der Gründung eines Unternehmens in einer Rechtsform des privaten Rechts oder an einem bestehenden Unternehmen in einer solchen Rechtsform grds nur beteiligen, wenn ein wichtiges Interesse vorliegt, die Haftung auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist, der Staat einen angemessenen Einfluss auf die Unternehmensführung erhält und die Buchführung bestimmten Anforderungen genügt (vgl § 65 Abs. 1 BHO). Für die Länder und die Gemeinden existieren vergleichbare Vorgaben.






c) Die Einnahmenseite: Abgaben-, Finanzausgleichs- und Staatsschuldenrecht
28


Ein drittes Teilgebiet des öffentlichen Finanzrechts betrifft die zur Deckung der Ausgaben erforderlichen Einnahmen. Während sich der Staat in früheren Jahrhunderten auch über erwerbswirtschaftliches Handeln (Domänenwirtschaft) oder Kriegsbeute finanziert hat (Rn 41 ff), erzielt der moderne Staat seine Einnahmen im Wesentlichen durch Abgaben, hier vor allem über die Erhebung von Steuern (Rn 211 ff).
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Die besondere Bedeutung der Steuern für die Finanzierung staatlicher Aufgaben zeigt sich beispielhaft am Bundeshaushalt 2018. Dort werden die Ausgaben des Bundes in Höhe von insgesamt rd 341,6 Mrd € zu gut 94 % (321,3 Mrd €) durch Steuern gedeckt[21]. Die restlichen Einnahmen ergeben sich ua aus weiteren Abgaben (zB Gebühren) oder wirtschaftlicher Tätigkeit bzw Veräußerungserlösen[22]. Insgesamt nehmen Bund, Länder und Gemeinden im Jahr 2019 rd 807 Mrd €[23] an Steuern ein.
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Die Dominanz der Steuern bei den staatlichen Einnahmen ist nicht nur ein tatsächlicher Befund. Das Prinzip des Steuerstaates[24] (Rn 205) lässt sich auch aus dem Verfassungsrecht ableiten. So regelt das Grundgesetz in seinen Art. 105–108 die Gesetzgebungs-, Ertrags- und Verwaltungskompetenzen für Steuern (zu denen auch die Zölle gehören); im bundesstaatlichen Finanzausgleich (Rn 318 ff) werden Steuereinnahmen verteilt. Hinweise auf andere Abgabearten finden sich im Grundgesetz nur ganz vereinzelt (Art. 74 Abs. 1 Nr 22, 80 Abs. 2, 111 Abs. 2 GG).
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Der prinzipielle Vorrang einer Finanzierung durch Steuern lässt sich zudem ableiten aus freiheitsrechtlichen (Art. 12 Abs. 1 GG) und sozialstaatlichen (Art. 20 Abs. 1 GG) Erwägungen, weil der Staat dem privat Wirtschaftenden keine (übermächtige?) Konkurrenz machen soll (Rn 623) und sich die Mittel bei denjenigen besorgen muss, die finanziell leistungsfähig sind. Der Staat als Gemeinschaft finanziert sich also über eine Art Umlageverfahren: die Bevölkerung beteiligt sich anteilig an der Staatsfinanzierung („Preis der Freiheit“[25]), der Staat ist „stiller Teilhaber“[26] an der privaten Wertschöpfung. Steuern sind der finanzielle Beitrag des Einzelnen zur staatlichen Gemeinschaft[27]. Andere Abgaben (Gebühren, Beiträge, Sonderabgaben usw) sind dadurch freilich nicht ausgeschlossen (Rn 205 ff).
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Die Steuer ist ein Finanzierungsinstrument des Staates, aus dessen Aufkommen die Staatshaushalte allgemein, dh ohne jede Zweckbindung, ausgestattet werden[28]. Steuererhebung und haushaltsrechtliche Verwendungsentscheidung sind strikt getrennt, was dem Staat eine rechtsstaatliche Distanz und Unabhängigkeit gegenüber den ihn finanzierenden Steuerpflichtigen ermöglicht. Er kann auf diese Weise allen Bürgern, unabhängig davon, ob sie erhebliche Steuerleistungen erbringen oder nicht zu den Steuerzahlern gehören, in gleicher Weise verantwortlich sein[29]. Hierin liegt ein wesentlicher Unterschied zu anderen Abgabearten, die teils zweckgebunden sind, teils besondere staatliche Leistungen abgelten (Rn 267 ff).
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Die Verteilung der Steuern an die verschiedenen staatlichen Ebenen ist Aufgabe des sog. Finanzausgleichs (Rn 318 ff). Das Finanzausgleichsrecht findet sich im Grundgesetz (v.a. Art. 106 und 107 GG); konkretisierende Bestimmungen enthalten das Maßstäbegesetz (MaßstG) und das Finanzausgleichsgesetz (FAG). Neben der Steuerverteilung befasst sich der Finanzausgleich auch mit der Umverteilung finanzieller Mittel durch Zuweisungen des Bundes an die Länder oder durch Ausgleichszahlungen zwischen den Ländern.
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Reichen die Steuer- und sonstigen Einnahmen des Staates nicht aus, um die notwendigen Ausgaben zu decken, kann sich der Staat grds auch über Kredite (idR Staatsanleihen) finanzieren. Mit der Frage der Zulässigkeit der Kreditfinanzierung befasst sich das Staatsschuldenrecht (für den Bundeshaushalt: Art. 115 GG). Mit der Einführung einer Schuldenbremse (Rn 437, 447), die die Aufnahme neuer Kredite stark beschränken und damit letztlich auch den Weg für die Tilgung alter Schulden ebnen soll, hat sich der verfassungsändernde Gesetzgeber entschieden, Krediteinnahmen nur noch begrenzt und in bestimmten (Not-)Situationen (zB konjunkturelle Schwäche oder Naturkatastrophen, s. Rn 456) zuzulassen, um die „Nachhaltigkeit“[30] der öffentlichen Finanzwirtschaft zu verbessern[31].
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Auch auf europäischer Ebene sind Regeln zur Begrenzung der Staatsschulden zunächst (mit dem Vertrag von Maastricht 1992) eingeführt und in Reaktion auf die Finanz- und Staatsschuldenkrise der Jahre ab 2007 deutlich verschärft worden (Rn 493 ff). Auch das Unionsrecht hat damit starke Einflüsse auf das öffentliche Finanzrecht der Mitgliedstaaten, v.a. derjenigen Staaten, die als gemeinsame Währung den Euro eingeführt haben (Rn 819 ff).






d) Die Rahmenbedingungen: Wirtschafts- und Währungsrecht
36


Zwar ist Zweck und Bezugspunkt des öffentlichen Finanzrechts in erster Linie die effiziente Finanzierung staatlicher Aufgaben. Zugleich haben finanzpolitische Maßnahmen aber immer auch – gewollte oder unbewusste – Auswirkungen auf das Verhalten privater Akteure (zB Lenkungssteuern, Subventionen oder die Vergabe öffentlicher Aufträge, s. Rn 196, 218 ff). Die Finanzpolitik ist daher eng verflochten mit anderen Politikbereichen, vor allem mit der allgemeinen Wirtschaftspolitik und der Währungs- bzw Geldpolitik[32]. Dies bleibt nicht ohne Auswirkungen auf das Finanzrecht.
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Art. 109 Abs. 2 GG verpflichtet Bund und Länder auf die Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts (§ 1 Satz 2 StabG, dazu Rn 429, 431 f), verlangt also, dass die staatliche Finanzwirtschaft auf die gesamte Volkswirtschaft abgestimmt wird und auf deren Belange „Rücksicht“ nimmt. Das europäische Unionsrecht formuliert in Art. 119 Abs. 3 AEUV als richtungsweisende Grundsätze für die gemeinsame Wirtschaftspolitik neben „stabilen Preisen“ ua auch „gesunde öffentliche Finanzen“.
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Mit einiger Berechtigung ist daher „das wechselvolle Verhältnis zwischen Finanzpolitik und Währungspolitik“ als „Spiegelbild der Beziehungen zwischen Politik und Wirtschaft im allgemeinen“ bezeichnet worden[33]: Neben dem Hoheitsrecht der Münzprägung und der normativen Regelung des Münzwesens ergab sich aus Sicht der Staaten immer wieder ein Interesse, „aus der Münze, den Münzverschlechterungen und dem Münzbetrug eine Einnahmequelle zu machen“[34].
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Die deutsche Währungspolitik seit 1948 („D-Mark“) und auch die europäische Geldverfassung[35] („Euro“) haben sich bemüht, diesen traditionellen Zusammenhang zwischen Geld- und Finanzpolitik aufzubrechen und eine Staatsfinanzierung durch die Notenbank auszuschließen (s. Art. 123 Abs. 1, Art. 127 Abs. 1 Satz 1 AEUV). Mit der Trennung der Geld- von der Finanz- und Wirtschaftspolitik[36], die institutionell durch die Unabhängigkeit der Zentralbank abgesichert wird (Art. 130 AEUV), soll die Währung stabil gehalten und eine „Münzverschlechterung“ – heute würde man von Geldentwertung (Inflation) sprechen – zur Staatsfinanzierung verhindert werden.
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Das Währungsrecht ist im Euro-Raum von der nationalen (vgl Art. 73 Abs. 1 Nr 4 f, 88 GG) auf die europäische Ebene gehoben worden[37]. Auf Euro lautende Banknoten sind in Deutschland das einzige unbeschränkte gesetzliche Zahlungsmittel, § 14 Abs. 1 Satz 2 BBankG, Art. 128 Abs. 1 AEUV. Art. 127 Abs. 1 AEUV macht es zum vorrangigen Ziel des Europäischen Systems der Zentralbanken (ESZB), die Preisstabilität zu gewährleisten. Aus diesem Grund und (nur) zu diesem Zweck sind sowohl die Europäische Zentralbank (EZB) als auch die nationalen Zentralbanken unabhängig (Art. 130 AEUV). Der rechtliche Rahmen, innerhalb dessen die Zentralbanken ihre Aufgaben unabhängig wahrnehmen, ergibt sich aus den europäischen Verträgen sowie der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank, Art. 129 Abs. 2 AEUV (Rn 840).






Einführung › § 1 Grundlagen › II. Geschichtliche Entwicklung des Finanzrechts



II. Geschichtliche Entwicklung des Finanzrechts
41


In ihrem Ursprung unterscheidet sich die öffentliche Finanzwirtschaft kaum von der privaten. Zwar wurden schon früh öffentliches (zB der ager publicus oder die Allmende) und privates Eigentum unterschieden. Dennoch unterlag die Bewirtschaftung des „Haushalts“ eines Königs oder Fürsten den gleichen Regeln der ökonomischen Klugheit wie die Haushaltsführung anderer Familien – so sie denn Grundbesitzer und nicht Grund- oder Leibeigene waren. Auch die Finanzwissenschaft war im Ursprung eine privatwirtschaftlich orientierte Disziplin[38].
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In der Antike ist das Finanzwesen zeitweise schon ein eigener Verwaltungsbereich. Zu Beginn der römischen Kaiserzeit wird, wie die biblische Weihnachtsgeschichte berichtet[39], die Steuererhebung unter Leitung der Prokuratoren professionalisiert, und auch die Ausgaben werden bereits geplant (zB wurden im 2. Jhdt. für eine Meile der zu erneuernden via appia rd 100.000 Sesterzen veranschlagt[40]). Mit dem Untergang des römischen Reiches lösen sich diese Verwaltungsstrukturen weitgehend wieder auf.
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In den frühen agrarisch geprägten Gesellschaften war Grund und Boden die wesentliche (nahezu einzige) Einnahmequelle. Auch der Staat, in Person des Landesherrn, erwirtschaftete seine Einnahmen daraus – teils unmittelbar durch Land- und Forstwirtschaft, teils durch das Verleihen des Grundbesitzes („Lehen“). Der Lehnsmann (Vasall) schuldete dafür Hilfe und Rat (auxilium et consilium). Die Hilfe, das auxilium, bezog sich neben Naturalabgaben im Wesentlichen auf den Kriegsdienst[41], der zum Teil auch durch Ausgleichsabgaben (sog. Schildgeld) abgegolten werden konnte.
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Grds hatte der Herrscher die (im Vergleich zu heutigen Staaten wenigen) Aufgaben, die ihm in dieser Rolle zufielen, aus seinem eigenen Besitz (Domäne, Krongut, Kammergut) zu finanzieren. In besonderen Notsituationen konnte der König jedoch die Stände um finanzielle Unterstützung durch spezielle Abgaben bitten[42]. Dieses Recht auf Hilfe wurde in der Folge zunehmend institutionalisiert. Die englische Magna Charta bindet Schildgeld (scutagium) und Hilfe (auxilium) im Jahr 1215 an konkrete formelle und materielle Voraussetzungen[43]; auf deutschem Gebiet lassen sich ab dem 13. Jhdt. „Bedeverträge“ nachweisen, die anerkannte Notfälle definierten[44] und aus denen sich das Steuerbewilligungsrecht der Stände entwickelte[45].
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Diese Entwicklung ist allerdings keine lineare. Mit dem Wiedererstarken des Absolutismus v.a. in den größeren Ländern wird zB in Brandenburg-Preußen unter Friedrich Wilhelm I. die ständische Steuerbewilligung zur Formsache[46]. Im Preußischen Allgemeinen Landrecht von 1794 ist die Steuererhebung dann formal zum „Majestätsrecht“ geworden, das keiner ständischen Bewilligung mehr bedarf (§ 15 II 13 PrALR)[47].
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Im 19. Jhdt. bildete sich das Steuerbewilligungsrecht der alten Landstände um zu den finanziellen Befugnissen der Landtage. Die frühkonstitutionellen Verfassungen, die zu Beginn des 19. Jhdts. in den deutschen Ländern eingeführt wurden, gestanden – nach dem Vorbild der französischen Verfassungen – den Landtagen auch das Recht zur Beratung der Ausgaben zu, für die diese Steuern verlangt wurden.[48] Da diese Beratung in regelmäßigen Zeitabständen wiederkehrte, besaßen die Landstände ab diesem Zeitpunkt tatsächlich das Budgetrecht[49]. Die sog. „Finanz-“ oder „Auflagengesetze“ des frühen 19. Jhdts. wiesen insoweit schon durchaus Ähnlichkeiten mit den modernen Haushaltsgesetzen auf. Ihnen gingen Haushaltsberatungen voraus und sie mussten, wie die Haushaltsgesetze der Gegenwart, periodisch erneuert werden[50].
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Aus dieser Zeit stammt auch das sog. Bepackungsverbot (Rn 526), mit dem ein Übergreifen des Haushaltsgesetzgebers auf andere Politikbereiche verhindert werden sollte. Es ist in seiner Entstehung zurückzuführen auf die im Frühkonstitutionalismus für notwendig gehaltene Machtbalance zwischen dem regierenden Monarchen und den nach Einfluss strebenden Volksvertretungen, denen (nur) das Steuerbewilligungs- und Budgetrecht zustand[51]. Der historische Zweck, der monarchischen Regierung keine „Bedingungen“ aufzuerlegen, die mit der Bewilligung von Ausgaben (durch das Parlament) verbunden waren, ist in der parlamentarischen Demokratie überholt.[52]
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Einen Höhepunkt des über den Haushalt ausgetragenen Machtkampfs zwischen Volksvertretung und König bildete in den Jahren 1862–1866 der preußische Budgetkonflikt. Hier regierte die preußische Staatsregierung unter Wilhelm I. und Bismarck ohne einen gesetzlich festgestellten Haushaltsplan auf der Grundlage der immer wieder vom Abgeordnetenhaus abgelehnten Haushaltsgesetzentwürfe[53]. Aufgrund der damals vertretenen sog. „Lückentheorie“[54] war, weil sich in der Verfassung keine ausdrückliche Regelung für diesen Fall fand, der König bzw die Regierung zu verbindlichem Handeln berufen, wenn das Haushaltsgesetz nicht zustande kam.
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Aus diesem politischen Streit, der sich ähnlich auch in anderen deutschen Staaten zugetragen hatte[55], leitet sich ua der rechtliche Streit um die Rechtsnatur des Haushaltsplans ab (Rn 525 f). Sah man im Haushaltsplan ein nur formelles Gesetz, das nicht in „Freiheit und Eigentum der Bürger“[56] eingriff (= materielles Gesetz), sondern als Akt der Verwaltung[57] nur kraft ausdrücklicher verfassungsrechtlicher Anordnung (Art. 99 Abs. 2 PrVerfU 1850) in die Form eines Gesetzes gekleidet wurde, so war die gesetzliche Feststellung die staatsrechtliche Ausnahme von der Regel der Kompetenz des Monarchen. Wenn die Verfassung also im Zusammenhang mit dem Budgetrecht eine „Lücke“ aufwies, etwa weil sie keine Bestimmung für den Fall vorsah, dass der Haushalt nicht rechtzeitig verabschiedet wurde, war nicht das Parlament, sondern die Regierung (des Königs) zum Handeln berufen[58].
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Bis heute kann man in präsidentiellen Regierungssystemen ähnliche Konflikte beobachten. So hat zB in den USA der Präsident zwar weitreichende Kompetenzen, auch im Bereich der Gesetzgebung. Weigert sich aber der Kongress, den Haushalt zu verabschieden oder die Aufnahme neuer Schulden zu genehmigen, kann es – wie zB im Jahr 2018 – zu einem „federal government shutdown“[59] kommen, bei dem die Handlungsfähigkeit staatlicher Institutionen eingeschränkt ist[60].
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Eine der ältesten finanzrechtlichen Abhandlungen ist der Anfang des 12. Jhdts. in lateinischer Sprache erschienene „Dialog über das Schatzamt“, verfasst vom Schatzmeister des englischen Königs Heinrich II., Richard von Ely[61]. In Deutschland findet man Finanzpläne etwa seit dem 15. Jhdt. Erhalten ist zB der in Preußen zu Beginn der Regierung des Kurfürsten Friedrich III. im Jahre 1688 aufgestellte „General-Etat aller Domäneneinkünfte und -ausgaben“[62].





Einführung › § 1 Grundlagen › III. Rechtsquellen des Finanzrechts



III. Rechtsquellen des Finanzrechts
52


Das deutsche öffentliche Finanzrecht hat seinen normativen Ursprung im Grundgesetz, genauer: im X. Abschnitt des Grundgesetzes, der sog. Finanzverfassung (Art. 104a–115 GG). Das BVerfG versteht diese Finanzverfassung „aus zwingenden bundesstaatsrechtlichen Gründen als eine für Bund und Länder abschließende Regelung“[63]. Als „eine in sich geschlossene Rahmen- und Verfahrensordnung“ zeichne sich die Finanzverfassung „durch Formenklarheit aus“ und sei „auf Formenbindung angelegt“[64].
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Die Forderung nach Formenklarheit und Formenbindung richtet sich v.a. gegen die Erfindung neuer (Sonder-)Abgaben, die, wenn sie an Bedeutung gewinnen, das „Prinzip des Steuerstaates“ (Rn 205) und die austarierten Verteilungsmechanismen des bundesstaatlichen Finanzausgleichs (Rn 347 ff) aushöhlen können. Allerdings gibt es keinen „numerus clausus“ der Abgabetypen (Rn 210, 275, 947). Auch wird die Sozialversicherung (Rn 313) als eigenständiges System staatlicher Abgabenerhebung begriffen, das neben dem in die Finanzverfassung eingebundenen Steuersystem steht[65].
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Das (Finanz-)Verfassungsrecht genießt gegenüber den einfach-gesetzlichen Normen des (Finanz-)Rechts Geltungsvorrang. Steuer- oder Haushaltsgesetze, die gegen zwingende verfassungsrechtliche Vorgaben verstoßen, sind daher grds nichtig (Rn 761, 776). Besonderheiten gelten aber beim Verstoß von zB Steuergesetzen gegen den nur relativ wirkenden allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG, s. Rn 765) und bei einem Verstoß des (verspäteten) Haushaltsgesetzes gegen das Gebot der Vorherigkeit (Art. 110 Abs. 1 Satz 2 GG, s. Rn 573).
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Neben die Bindungen der grundgesetzlichen Vorgaben treten die Regelungen des europäischen Unionsrechts. Weil die EU wegen des Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung (Art. 4 Abs. 1, 5 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 EUV) nur in bestimmten Bereichen Kompetenzen hat und sie sich diese Kompetenzen auch nicht selbst verschaffen kann (keine Kompetenz-Kompetenz), ist die Relevanz des Europarechts im Finanzrecht und der Grad der Harmonisierung recht unterschiedlich.
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So finden sich im Bereich der Verbrauchsteuern (Rn 234), die an den innergemeinschaftlichen Waren- und Dienstleistungsverkehr anknüpfen und diesen beeinträchtigen können, sehr enge primär- und sekundärrechtliche Vorgaben für das nationale Recht (zB bei der Umsatzsteuer, s. Rn 864 ff). Im Bereich der direkten Steuern (zB der Einkommensteuer, s. Rn 230) gibt es praktisch keine Harmonisierung; hier können aber Diskriminierungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung unter Rückgriff auf die Grundfreiheiten (Art. 34, 45, 49, 56 und 63 AEUV) abgewehrt werden (Rn 876 ff).
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Das europäische Unionsrecht hat, soweit es Anwendung findet, Vorrang vor dem nationalen Recht (jeder Stufe, also auch gegenüber dem Verfassungsrecht). Es hat allerdings im Vergleich zum nationalen Verfassungsrecht nur sog. Anwendungsvorrang, dh das nationale Recht wird nicht nichtig, sondern bleibt noch insoweit anwendbar als das Europarecht nicht eingreift (zB im Verhältnis zu Drittstaaten, s. näher Rn 886 ff).
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Seit der Einführung der gemeinsamen Währung, des Euro, hat das europäische Unionsrecht insb im Bereich des Währungsrechts sowie des Haushalts- bzw Staatsschuldenrechts an Bedeutung gewonnen (Rn 485, 819 ff). Dies liegt vor allem daran, dass eine gemeinsame Währung in ganz erheblichem Maße das erfordert, was die europäischen Verträge seit Maastricht als wirtschaftliche „Konvergenz“ (Art. 126, 140 AEUV) bezeichnen, ein wirtschaftliches und politisches „Annähern“ (Rn 488).
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Innerhalb des durch europäisches Unions- und deutsches Verfassungsrecht vorgegebenen Rahmens haben Bund, Länder und Gemeinden sowie die übrigen juristischen Personen des öffentlichen Rechts teils gemeinsames (HGrG iVm Art. 109 Abs. 4 GG), teils ihr eigenes Finanzrecht. Bund und Länder können Abgabengesetze (zB EStG), die Gemeinden Abgabensatzungen (zB Hundesteuersatzung) erlassen; jede Gebietskörperschaft hat ihren eigenen Haushalt (Haushaltsgesetz bzw Haushaltssatzung). Die Gemeinden, die keine Staatsqualität, sondern nur das Recht der Selbstverwaltung haben (Art. 28 Abs. 2 GG), müssen zusätzlich die Vorgaben des jeweiligen Landesrechts beachten.
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Neben den geschriebenen Rechtsnormen speist sich das Finanzrecht auch aus Gewohnheits- und Richterrecht[66]. Die seit Langem tradierte Technik der Haushaltsführung (Kameralistik) hat sich in der Staatspraxis zT bis heute gehalten, und für einige gesetzlich nicht geregelte Instrumente der Haushaltspraxis lässt sich das Vorliegen von Gewohnheitsrecht zumindest diskutieren[67]. Mit seiner Rspr zu den Art. 104a ff GG hat das BVerfG (auf Ebene der Länder auch die Landesverfassungsgerichte bzw Staatsgerichtshöfe) den teils wenig konkreten Vorgaben des Finanzverfassungsrechts richterrechtlich schärfere Konturen verliehen[68].
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Eine wichtige Rolle spielen auch Verwaltungsvorschriften, die im Bereich des Steuerrechts[69] (zB AEAO, EStR) und des Haushaltsrechts[70] (zB VV-BHO) vor allem ergänzend zur Norminterpretation herangezogen werden können. Weil große Teile des öffentlichen Finanzrechts Innenrecht sind, das Staat-Bürger-Verhältnis also nicht unmittelbar betreffen (vgl § 3 Abs. 2 HGrG), sind Regelungen durch Verwaltungsvorschriften, die keine Außenwirkung haben allerdings weniger problematisch als in anderen Rechtbereichen und können zB haushaltsrechtliche Normen konkretisieren und ergänzen[71].
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 Vgl die VV-BHO v. 14.3.2001 (GMBl. 2001, S. 307; http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_02102017_DokNr20110981762.htm) oder die HRB (http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_15122008_IIA1.htm).
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Fall 1:
Als Reaktion auf die Staatsschuldenkrise schufen die Euro-Staaten 2010 mit der „Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität“ (EFSF) den sog. Rettungsschirm. Zur Kontrolle der EFSF sieht § 3 Abs. 1 StabMechG vor, dass Deutschland haushaltspolitisch bedeutsamen Maßnahmen nur zustimmen darf, nachdem der Bundestag hierzu einen entsprechenden Beschluss gefasst hat. In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit oder Vertraulichkeit sollen die Beteiligungsrechte des Bundestags von einem Sondergremium aus neun Mitgliedern des Haushaltsausschusses wahrgenommen werden, die vom Bundestag gewählt werden, § 3 Abs. 3 StabMechG. Ist diese Regelung mit Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG vereinbar? Rn 83
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Fall 2:
Am 20.12.2007 wurde beim Bayerischen Staatsministerium des Innern der Antrag gestellt, ein Volksbegehren unter dem Titel „Für Bayern – Nein zum Transrapid“ zuzulassen. Der Gesetzentwurf des Volksbegehrens lautet: „Der Freistaat Bayern beteiligt sich nicht an der Finanzierung einer Transrapid-Magnetschwebebahn zwischen München Hauptbahnhof und dem Flughafen München. […]“. Art. 73 BayVerf lautet: „Über den Staatshaushalt findet kein Volksentscheid statt“. Ist das Volksbegehren mit Art. 73 BayVerf vereinbar? Rn 94
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I. Das Budgetrecht als „Königsrecht“ des Parlaments
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Schon mit Rücksicht auf die historische Entwicklung, wegen der besonderen Bedeutung, die die Mitwirkung zunächst der Stände und später auch des Volkes an der Finanzgesetzgebung für die Demokratisierung in Europa hatte (Rn 14, 46), ist die Finanzhoheit ein „Identitätskern der Verfassung“[1] und das Budgetrecht eines der wesentlichen Instrumente der parlamentarischen Regierungskontrolle, die die rechtsstaatliche Demokratie entscheidend prägt[2].
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Sowohl die Steuerbewilligung durch den Gesetzgeber[3] als auch die Haushaltsplanung durch das Parlament sind für die deutsche Finanzverfassung konstitutiv. Der Gesetzgeber hat im Verhältnis zu den anderen an der Aufstellung des Haushaltsplans beteiligten Verfassungsorganen eine „überragende verfassungsrechtliche Stellung“[4].
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Diese besondere Stellung kommt nach der Rspr des BVerfG auch darin zum Ausdruck, dass Bundestag und Bundesrat berechtigt und verpflichtet sind, den Haushaltsvollzug der Bundesregierung zu kontrollieren[5]. Der Haushaltsplan, der nach Art. 110 Abs. 2 Satz 1 GG durch das Haushaltsgesetz festgestellt wird, ist nicht nur ein Wirtschaftsplan, sondern zugleich ein staatsleitender Hoheitsakt in Gesetzesform[6].
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Wenn das Budgetrecht aus diesem Grund auch als „Königsrecht des Parlaments“ bezeichnet wird[7], unterstreicht dies zu Recht den Stellenwert der Finanzhoheit für die Politik insgesamt. Das Schlagwort ist aber zumindest insoweit schief, als gerade Steuerbewilligung und Budgetrecht dem König historisch schon recht früh abgerungen wurden (Rn 44).






1. Haushaltsautonomie als nationales Vorbehaltsgut
68


In seiner neueren Rspr, die sich vor allem anlässlich der Übertragung von Hoheitsrechten an die Europäische Union (Art. 23 Abs. 1 Satz 2 GG) entwickelt hat, hebt das BVerfG zunehmend die Bedeutung des Budgetrechts für die Demokratie hervor[8]. Aus dieser Überlegung heraus soll die Budgethoheit des (deutschen) Parlaments auch von den Bürgern – über die Brücke[9] des Wahlrechts als grundrechtsgleiches Recht (Art. 38 Abs. 1 iVm Art. 93 Abs. 1 Nr 4a GG, dazu Rn 750) – verteidigt werden können[10].
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In seiner Entscheidung zur Griechenlandhilfe aus dem Jahr 2011 führt das BVerfG aus, das Wahlrecht werde „verletzt, wenn sich der Deutsche Bundestag seiner parlamentarischen Haushaltsverantwortung dadurch entäußert, dass er oder zukünftige Bundestage das Budgetrecht nicht mehr in eigener Verantwortung ausüben können“[11]. Die „Entscheidung über Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Hand“ sei „grundlegender Teil der demokratischen Selbstgestaltungsfähigkeit im Verfassungsstaat“[12]. Der Bundestag müsse dem Volk gegenüber verantwortlich über Einnahmen und Ausgaben entscheiden, das Budgetrecht stelle „insofern ein zentrales Element der demokratischen Willensbildung dar“[13]. Als Repräsentanten des Volkes müssten die gewählten Abgeordneten des Bundestages auch in einem System intergouvernementalen Regierens die Kontrolle über grundlegende haushaltspolitische Entscheidungen behalten[14]. Die nationale Haushaltsautonomie stelle daher eine „wesentliche, nicht entäußerbare Kompetenz der unmittelbar demokratisch legitimierten Parlamente der Mitgliedstaaten“ dar[15].



70


Ob die Zustimmung zu Euro-Rettungsmaßnahmen (dazu Rn 818 ff) tatsächlich schon dazu führt, dass dem deutschen Haushaltsgesetzgeber wegen zB des Ankaufs von Staatsanleihen in „unbegrenzter Höhe“[16] jeglicher Spielraum genommen würde, so dass das Budgetrecht nachhaltig ausgehöhlt würde, erscheint nicht zweifelsfrei[17]. Auch kann man fragen, warum Maßnahmen, denen das Parlament mit großer Mehrheit zugestimmt hat, überhaupt ein Demokratieproblem sein sollen (dazu auch Rn 422). Allerdings ist beim derzeitigen Stand der europäischen Integration sowohl das Besteuerungs- als auch das Budgetrecht grds in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten verblieben, so dass erhebliche Einwirkungen (oder nach anderer Lesart: Übergriffe) auf diese Bereiche nicht unproblematisch sind.






2. Finanzhoheit als Gesetzgebung
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Politisch ist die Haushaltsgesetzgebung ein besonderes Ereignis. Die parlamentarische Beratung des Haushaltsplans, dessen „nüchternes Zahlenwerk“ ein „getreues Spiegelbild des gesamten politischen Programms der Regierung“ darstellt[18], ist daher traditionell „eine Art politischer Generaldebatte, bei der von der Außenpolitik (Haushaltsplan des Auswärtigen Amtes) über die Verteidigungs-, Innen-, Wirtschafts-, Kultur- und Sozialpolitik bis zur Tätigkeit des Finanzministeriums alle Verwaltungszweige mit ihren Ausgaben und Einnahmen Revue passieren“[19]. Rechtlich sind sowohl Haushalts- als auch Steuergesetze „normale“ Gesetze mit nur wenigen Abweichungen vom üblichen Gesetzgebungsverfahren:





a) Gesetzgebungskompetenzen
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Die Gesetzgebungskompetenzen für Steuern ergeben sich abweichend von den Art. 70 ff GG aus Art. 105 iVm Art. 106 GG. Andere Abgaben, zB Gebühren, Beiträge oder Sonderabgaben können jedoch auf die allgemeinen Sachgesetzgebungskompetenzen gestützt sein (Rn 275, 305). Die Kompetenz zum Erlass eines Haushaltsgesetzes liegt bei derjenigen Gebietskörperschaft, um deren Haushalt es geht (zB Art. 110 Abs. 2 Satz 1 GG). Bund und Länder sind in ihrer Haushaltswirtschaft selbstständig und voneinander unabhängig (Art. 109 Abs. 1 GG).






b) Gesetzgebungsverfahren
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Für Steuer- und Abgabengesetze findet das reguläre Gesetzgebungsverfahren Anwendung. Weil die meisten Steuergesetze Bundesgesetze sind (Rn 246 ff), ist dies idR das Gesetzgebungsverfahren nach Art. 76 ff GG. Bundesgesetze über Steuern, deren Aufkommen nicht dem Bund alleine, sondern den Ländern oder den Gemeinden (Gemeindeverbänden) ganz oder zum Teil zufließt (vgl die Ertragsverteilung in Art. 106 GG), bedürfen der Zustimmung des Bundesrates, Art. 105 Abs. 3 GG.
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Für die Haushaltsgesetzgebung gelten einige Besonderheiten: So sind gem. Art. 110 Abs. 3 GG die Haushaltsgesetzentwürfe und die Vorlagen zur Änderung des Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplanes – abweichend von Art. 76 GG – gleichzeitig mit der Zuleitung an den Bundesrat beim Bundestage einzubringen; der Bundesrat ist berechtigt, innerhalb von sechs Wochen, bei Änderungsvorlagen innerhalb von drei Wochen, zu den Vorlagen Stellung zu nehmen. Auch die Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages[20] sieht für Haushalts- und Finanzvorlagen in den §§ 95 und 96 GO-BT besondere Regelungen vor.
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Nicht ausdrücklich im Grundgesetz geregelt, aber aus der grundgesetzlichen Systematik abzuleiten ist das Initiativmonopol der Regierung[21]. Aus Art. 110 Abs. 2, 3 GG iVm Art. 76 Abs. 2 GG ergibt sich, dass der Entwurf eines Haushaltsgesetzes abweichend von Art. 76 Abs. 1 GG durch die Bundesregierung einzubringen ist.[22] Im Fall des Gesamthaushalts, also dem ursprünglichen Plan für das gesamte Haushaltsjahr und alle Ressorts, folgt dies auch daraus, dass allein die Regierung über den administrativen Apparat zur Aufstellung des Haushaltsentwurfs verfügt[23].
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Mit dem Argument der Komplexität der Haushaltsaufstellung lässt sich allerdings nicht auch ein alleiniges Initiativrecht der Regierung für (weniger komplexe) Teilhaushalte oder häufig nur punktuell bedeutsame Nachtragshaushalte (Rn 554) begründen. Soweit man mit Blick auf das parlamentarische Budgetrecht die Teilhaushalte aber den Nachtragshaushalten (Änderungsvorlagen iSd Art. 110 Abs. 3 GG) gleichstellt[24], wird man die systematischen Erwägungen zum Initiativrecht auf die Einbringung vorläufiger (Teil-)Haushalts- und Nachtragsgesetze übertragen müssen.
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Das Initiativmonopol wird zudem aus Art. 113 Abs. 1 Satz 1 GG abgeleitet[25]. Gem. Art. 113 Abs. 1 Satz 1 GG bedürfen Gesetze, die die von der Bundesregierung vorgeschlagenen Ausgaben des Haushaltsplanes erhöhen, der Zustimmung der Bundesregierung. Hieraus muss aber folgen, dass jedenfalls bei einer Erhöhung der Ausgaben durch einen Teil- bzw Nachtragshaushalt (Rn 554 ff) nur die Bundesregierung zur Initiative berechtigt ist[26].
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Aus der parlamentarischen Beratung und Verabschiedung des Haushalts folgt die Öffentlichkeit des Haushalts. Die im parlamentarischen Verfahren gewährleistete Öffentlichkeit der Auseinandersetzung und Entscheidungssuche ermöglicht einerseits den Ausgleich widerstreitender Interessen[27]. Andererseits schafft die Öffentlichkeit im Gesetzgebungsverfahren einen gewissen Druck zu wirtschaftlichem Handeln.[28]
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Öffentliches Verhandeln von Argument und Gegenargument, öffentliche Debatte und öffentliche Diskussion sind nach der Rspr des BVerfG wesentliche Elemente des demokratischen Parlamentarismus[29]. Entscheidungen von erheblicher Tragweite muss deshalb grds ein Verfahren vorausgehen, das der Öffentlichkeit Gelegenheit bietet, ihre Auffassungen auszubilden und zu vertreten, und das die Volksvertretung dazu anhält, Notwendigkeit und Umfang der zu beschließenden Maßnahmen in öffentlicher Debatte zu klären[30]. Vor diesem Hintergrund ergibt sich der Grundsatz der Budgetöffentlichkeit aus dem allgemeinen Öffentlichkeitsprinzip der Demokratie[31].
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Die Befassung des Deutschen Bundestages kann auch außerhalb der eigentlichen Gesetzgebung erforderlich sein. Bei der Ausübung des Budgetrechts und der Wahrnehmung seiner haushaltspolitischen Gesamtverantwortung muss der Deutsche Bundestag die wesentlichen Entscheidungen selbst treffen[32]. Sind Angelegenheiten der Europäischen Union betroffen, wirken der Bundestag und durch den Bundesrat die Länder mit, Art. 23 Abs. 2 GG.
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Budgetrecht und haushaltspolitische Gesamtverantwortung des Deutschen Bundestages werden grds durch Verhandlung und Beschlussfassung im Plenum wahrgenommen[33], durch den Beschluss über das Haushaltsgesetz, durch finanzwirksame Gesetze oder durch einen sonstigen, konstitutiven Beschluss des Plenums[34]. Jeder Abgeordnete hat nach Art. 38 Abs. 1 iVm Art. 77 Abs. 1 Satz 1 und Art. 110 Abs. 2 Satz 1 GG ein Recht auf Beurteilung des Haushaltsentwurfes der Bundesregierung und der hierzu eingebrachten Änderungsanträge. Der Abgeordnete soll seine Vorstellungen über die Verwendungsmöglichkeiten der Haushaltsmittel darlegen und dadurch die Entscheidung über den Haushaltsplan beeinflussen können[35]. Darüber hinaus sind die Abgeordneten des Deutschen Bundestages berechtigt und verpflichtet, ihre Kontrollbefugnis über grundlegende haushaltspolitische Entscheidungen wahrzunehmen[36].
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Die Detailarbeit wird – wie auch sonst – in parlamentarischen Ausschüssen behandelt, §§ 54 ff GO-BT. Bei Vorlagen zum Haushalts- und Finanzrecht ist der Haushaltsausschuss zu befassen (vgl § 80 Abs. 2, §§ 95, 96 GO-BT). Gem. § 10a Abs. 2 BHO kann der Bundestag aus „zwingenden Gründen des Geheimschutzes“ die Bewilligung von bestimmten Ausgaben an ein Gremium von Mitgliedern des Haushaltsausschusses (Vertrauensgremium) delegieren, das vom Bundestag gewählt wird[37]. So sind etwa die Wirtschaftspläne für die Nachrichtendienste dem Vertrauensgremium zur Billigung vorzulegen, § 10a Abs. 2 Satz 3 BHO.
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Im Fall 1 (Rn 62) muss die Übertragung der Beteiligungsrechte des Bundestages an ein parlamentarisches Sondergremium mit Blick auf die Rechte der Abgeordneten aus Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG gerechtfertigt werden. Als Rechtfertigung in Betracht kommen hier die besondere Eilbedürftigkeit oder die Vertraulichkeit der zu beschließenden Maßnahmen. Sollen Abgeordnetenrechte zur Verwirklichung eines verfassungsrechtlich abgesicherten Belangs wegen besonderer Eilbedürftigkeit weitgehend entzogen werden, setzt dies voraus, dass die Maßnahme bei Befassung des Plenums ihren Zweck aus zeitlichen Gründen verfehlen würde, dass es daher der in Aussicht genommenen Größe des Sondergremiums bedarf und dass sie unmittelbar im Anschluss an die Beratung und Beschlussfassung auch tatsächlich umgesetzt werden soll und umgesetzt wird[38]. Allerdings hat der Haushaltsausschuss mit derzeit 41 Mitgliedern eine Größe, die ein kurzfristiges Zusammentreten ermöglicht. Er ist im Notfall bereits mit 21 Mitgliedern beschlussfähig (vgl § 67 Satz 1 GO-BT) und verfügt – anders als das Untergremium nach § 3 Abs. 3 StabMechG – über stellvertretende Ausschussmitglieder, was rasche Entscheidungen auch bei Verhinderung einzelner Mitglieder erleichtert[39]. Die Geheimhaltungsbedürftigkeit kann hingegen ein hinreichender Rechtfertigungsgrund sein, wenn ein Bekanntwerden schon der Planung erforderlicher Notmaßnahmen geeignet wäre, deren Erfolg zu vereiteln, und die Befassung des Bundestages damit absoluter Vertraulichkeit unterliegen muss[40].
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Im Gesetzblatt veröffentlicht werden nur das Haushaltsgesetz und der Gesamtplan (Haushaltsübersicht, Finanzierungsübersicht und Kreditfinanzierungsplan). Die Einzelpläne werden, obwohl sie am Gesetzesrang teilhaben, nicht veröffentlicht. Begründet wird dies mit der sonst zu befürchtenden übermäßigen Belastung des Verkündungsblattes. Eine entsprechende Auslegung des Art. 82 Abs. 1 GG hat das BVerfG wegen der „stark traditionellen Prägung des Haushaltsrechts“ akzeptiert[41].
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II. Ausschluss der Volksgesetzgebung
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Volksbegehren oder Volksentscheide sind im Bereich des Finanzrechts weitgehend ausgeschlossen. Auf Bundesebene ist dies nicht weiter verwunderlich, denn hier gibt es auch sonst keinerlei direkte Entscheidung des Volkes in Sachfragen. Die demokratische Legitimation wird im Bund nur durch Wahlen (Art. 20 Abs. 2 Satz 2, 38 GG) gestiftet, die in Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG ebenfalls genannten Abstimmungen gibt es allein in einem Sonderfall, der Neugliederung des Bundesgebiets in Art. 29 GG[42]. Das Volk ist hier daher (nur) über die Wahl der Parlamente an der Haushalts- und Finanzgesetzgebung beteiligt.
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Angesichts der demokratischen Bedeutung des Budgetrechts und deren Betonung durch die Verfassungsgerichte ist es allerdings durchaus erstaunlich, dass direktdemokratische Verfahren im Bereich des Finanzrechts auch dort ausgeschlossen sind, wo Plebiszite grds zulässig sind: in den Ländern und auf Gemeindeebene.
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Im Gegensatz zum Grundgesetz sind nach allen Landesverfassungen Volksentscheide möglich[43]. Einige Bereiche werden allerdings der Volksgesetzgebung entzogen, nämlich „Finanzfragen“, „finanzwirksame Gesetze“ bzw den „Haushalt“ betreffende Vorhaben. Ein derartiger Ausschlusstatbestand findet sich in dieser oder ähnlicher Form in allen Landesverfassungen[44].
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Solche Finanzausschlussklauseln gab es schon in der Weimarer Reichsverfassung (WRV) von 1919 und der Verfassung des Freistaats Preußen von 1920. Nach Art. 6 Abs. 3 der preußischen Verfassung waren Volksbegehren über Finanzfragen, Abgabengesetze und Besoldungsordnungen nicht zulässig. Über den Haushaltsplan, Abgabengesetze und Besoldungsordnungen konnte nach Art. 73 Abs. 4 WRV nur der Reichspräsident einen Volksentscheid veranlassen[45].
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Begründet wird der Ausschluss v.a. der Haushalts- (vgl zB Art. 73 BayVerf) von der Volksgesetzgebung damit, dass allein das Parlament in der Lage ist, alle Einnahmen und notwendigen Ausgaben insgesamt im Blick zu haben, diese unter Beachtung der haushaltsrechtlichen Vorgaben der Verfassung und des Vorbehalts des Möglichen[46] sowie eines von ihm demokratisch zu verantwortenden Gesamtkonzepts in eine sachgerechte Relation zueinander setzen kann und für den Ausgleich von Einnahmen und Ausgaben sorgen muss[47].
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Auch soll es Sinn und Zweck der Finanzausschlussklausel sein, zu verhindern, dass bestimmte Interessengruppen im Wege der Volksgesetzgebung Gesetze in eigener Sache beschließen, um sich finanzielle Sondervorteile zu verschaffen[48], dies kommt vor allem auch bei Abgabengesetzen und Besoldungsordnungen (vgl zB Art. 68 Abs. 1 Satz 4 Verf NRW; Art. 109 Abs. 3 Satz 3 RPVerf) in Betracht.
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Zudem wird die Ausschlussklausel für erforderlich gehalten, um solche Gesetze von der Volksgesetzgebung auszunehmen, die aufgrund ihrer Komplexität ungeeignet seien, durch ein plebiszitäres „Ja“ oder „Nein“ entschieden zu werden. Gerade die finanzielle Tragweite haushaltswirksamer Gesetze sei für die Bürger kaum überschaubar[49]. Jedoch erscheint es nicht von vornherein ausgeschlossen, dass auch der Volksgesetzgeber in der Lage ist, in verantwortungsbewusster Weise Gesetze mit Auswirkungen auf den Landeshaushalt zu beschließen[50].
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Aus dieser Argumentation leitet sich auch das Verständnis der Finanzausschlussklauseln ab, die allgemein „Finanzfragen“ ausnehmen (zB Art. 68 Abs. 1 Satz 4 Verf NRW; Art. 109 Abs. 3 Satz 3 RPVerf). Haushaltswirksame Gesetzentwürfe, die das Volk einbringt, sind davon erfasst und unzulässig, wenn sie auf den Gesamtbestand des Haushalts Einfluss nehmen, damit das Gleichgewicht des gesamten Haushalts stören, zu einer Neuordnung des Gesamtgefüges zwingen und zu einer wesentlichen Beeinträchtigung des Budgetrechts des Parlaments führen. Das Gleiche gilt, wenn der Schwerpunkt des Gesetzentwurfs in der Anordnung von Einnahmen oder Ausgaben liegt, die den Staatshaushalt wesentlich beeinflussen[51].
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Vom Ausschluss der Volksgesetzgebung nach geltendem (Landes-)Verfassungsrecht zu unterscheiden ist die Frage, ob eine Ausdehnung der Volksgesetzgebung auf Finanzfragen durch eine Verfassungsänderung möglich wäre. Das HmbVerfG hat dies unter Rückgriff auf das Demokratieprinzip „in seiner Ausprägung als Grundsatz der haushaltspolitischen Gesamtverantwortung des Parlaments“ verneint[52]. Allerdings erscheint durchaus fraglich, ob aus dem Demokratieprinzip ein solcher Vorrang der repräsentativen Demokratie abzuleiten ist[53].
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Lösung Fall 2 (Rn 63):
Das Volksbegehren ist mit Art. 73 BayVerf nicht vereinbar, wenn es den „Staatshaushalt“ betrifft. Ob dies der Fall ist, ist durch Auslegung zu ermitteln. Der Begriff „Staatshaushalt“ umfasst nach seiner Wortbedeutung alle im Haushaltsplan ausgewiesenen Einnahmen und Ausgaben des Staates. Dies könnte dafür sprechen, dass nicht nur Volksbegehren über den Staatshaushalt insgesamt, sondern auch zu einzelnen Haushaltsansätzen unzulässig sind. Systematisch steht Art. 73 in enger Beziehung zu Art. 78 und 79 BayVerf. Das Recht der Budgetinitiative liegt allein bei der Staatsregierung, so dass ein Initiativrecht des Volksgesetzgebers zur Aufstellung des Haushalts insgesamt nicht in Betracht kommt. Hätte der Verfassungsgeber nur den Haushalt und das Haushaltsgesetz insgesamt von der Volksgesetzgebung ausnehmen wollen, wäre Art. 73 BayVerf rein deklaratorisch. Auch Sinn und Zweck könnten dafür sprechen, dass Volksbegehren zu einzelnen Haushaltsansätzen ausgeschlossen sein sollen. Das Parlament muss die Möglichkeit haben, im Rahmen eines Gesamtkonzepts zu entscheiden, wo jeweils die Schwerpunkte des finanziellen Engagements des Staates liegen sollen und in welcher Abstufung andere Bereiche demgegenüber zurückzutreten haben[54]. Allerdings darf mit einer solchen Auslegung nicht die grds Entscheidung des Verfassungsgebers zugunsten der Volksgesetzgebung konterkariert werden. Würde man jeden Gesetzentwurf mit finanziellen Auswirkungen unter die Finanzausschlussklauseln fassen, wäre die verfassungsrechtlich gewährleistete Volksgesetzgebung praktisch bedeutungslos[55]. Jede Sachfrage berührt den „Staatshaushalt“ iSv Art. 73 BayVerf. Die Zulässigkeit eines Volksentscheids muss daher danach beurteilt werden, welche finanziellen Auswirkungen ein Volksbegehren auf die Haushaltsplanung im Ganzen hat. Unzulässig ist ein Volksentscheid somit dann, wenn er auf den Gesamtbestand des Haushalts Einfluss nimmt, damit das Gleichgewicht des gesamten Haushalts stört, zu einer Neuordnung des Gesamtgefüges zwingt und damit zu einer wesentlichen Beeinträchtigung des Budgetrechts des Parlaments führt[56]. Volksentscheide, die zu geringeren Ausgaben des Staates führen und damit die Handlungsspielräume des Parlaments erweitern, sind daher zulässig[57].
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Zu unterscheiden sind echte Plebiszite von dem auf kommunaler Ebene verbreiteten Konzept des Bürgerhaushalts[58]. Mit dem Bürgerhaushalt bieten Gemeinden ihren Einwohnern die Möglichkeit, zumeist über ein Online-Portal vor der Verabschiedung des Haushalts durch die Vertretung (Rat, dazu Rn 1070) über Einnahmen und Ausgaben mitzubestimmen[59]. Neben diesen nicht verbindlichen Befragungen gibt es auch förmliche Beteiligungsverfahren (zB § 80 Abs. 3 GO NRW). Ziel dieser Angebote ist es, das Haushaltsgeschehen transparenter zu machen und das Interesse an der Kommunalpolitik zu wecken[60].
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Fall 3:
Seit einigen Jahren fehlen vor allem im Norden Deutschlands Studienplätze. Daher plant die Freie Hansestadt Bremen die Neugründung einer „Hanse-Universität“. Beabsichtigt ist dabei die Verschmelzung einiger bestehender Hochschulen, verbunden mit einer massiven Erweiterung des Lehr- und Forschungsangebots in sämtlichen Fachrichtungen. Neben Forschungsbauten sollen auch viele neue Bibliotheksgebäude und Hörsäle entstehen. Insgesamt soll die Universität 60.000 Studierenden Platz bieten.
a) Während der Planung kommt die Frage auf, ob Bremen die Kosten allein tragen müsse, oder ob sich auch der Bund beteiligen könne oder müsse. Rn 147
b) Als wegen baulicher Fehlplanungen an zentralen Gebäuden die Kosten für den Bau explodieren, wendet sich der Bremer Senat an die niedersächsische Landesregierung mit der Aufforderung sich an den Kosten zu beteiligen. Schließlich sei die Universität auch für das umliegende Niedersachsen ein attraktives Bildungsangebot, was sich anhand der Einschreibungen belegen lasse. Wäre eine solche Finanzhilfe zulässig? Rn 125
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Fall 4:
Im Rahmen des Bahnprojekts „Trier 21“ soll neben dem Umbau des Bahnhofs eine dringend benötigte Schnellstrecke für den Fernverkehr zwischen Trier und Köln entstehen. Bauherr und Träger sowohl dieses als auch der anderen Teilprojekte von „T21“ ist die Deutsche Bahn AG (ausschließlicher Aktionär ist der Bund). Das Land Rheinland-Pfalz hat großes Interesse an der baldigen Durchführung und sich deshalb zur Beschleunigung des Projekts bereit erklärt, einen erheblichen Teil der Baukosten der Schnellstrecke mitzufinanzieren. Ist die Mitfinanzierung durch das Land zulässig? Rn 143, 154
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Fall 5:
Um der Wohnungsknappheit in deutschen Großstädten entgegenzuwirken, beschließt der Bund die Förderung nach dem Eigenheimzulagengesetz (EigZulG) wieder einzuführen. Danach erhalten unbeschränkt Einkommensteuerpflichtige für den Bau oder Kauf einer neu errichteten Wohnung bis zum 1. Januar 2020 eine finanzielle Förderung für die Dauer von acht Jahren iHv jährlich 5 % der Herstellungskosten der Wohnung. Der Betrag soll in jedem Förderungsjahr jeweils am 15. März ausgezahlt und aus dem Aufkommen der Einkommensteuer finanziert werden. Gestützt wird die Regelung auf den Kompetenztitel des Art. 105 Abs. 2 GG. Wie ist die Wiedereinführung der Eigenheimzulage mit Blick auf die Verteilung der Finanzierungslast zu beurteilen? Rn 202



Erster Teil Staatliche Ebene: Bund und Länder › § 3 Staatliche Ausgaben › I. Grundsatz der Konnexität (Art. 104a Abs. 1 GG)



I. Grundsatz der Konnexität (Art. 104a Abs. 1 GG)
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Staatsfinanzierung ist nicht Selbstzweck, sondern sie muss den Staat in die Lage versetzen, die von ihm wahrzunehmenden Aufgaben angemessen zu erfüllen. Aufgaben verursachen Ausgaben, Ausgaben müssen durch Einnahmen gedeckt werden. Dies gilt für den staatlichen Finanzbedarf insgesamt, der sich an den staatlichen Aufgaben orientieren muss[1], es gilt aber auch für jede einzelne staatliche Ebene. Welchen Finanzbedarf die einzelnen Verwaltungseinheiten haben, richtet sich nach den von diesen jeweils wahrzunehmenden Aufgaben.
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Im Bundesstaat sind die staatlichen Aufgaben auf die verschiedenen staatlichen Ebenen verteilt. Zuständig ist nicht ein einzelner Rechtsträger, die Kompetenzen werden im Grundgesetz vielmehr zwischen Bund und Ländern aufgeteilt[2]. Gem. Art. 30 GG ist die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben Sache der Länder, soweit das Grundgesetz keine andere Regelung trifft oder zulässt.
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Die Grundregel für die Finanzierung der staatlichen Aufgaben findet sich nicht im Zusammenhang mit den Sachregelungen, sondern zu Beginn der sog. Finanzverfassung (X. Abschnitt des GG). Art. 104a Abs. 1 GG sieht vor, dass Bund und Länder gesondert die Ausgaben tragen, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben[3]. Auf diese Weise verankert das Grundgesetz das sog. Konnexitätsprinzip[4], den Zusammenhang zwischen sachlicher Zuständigkeit und Finanzierungsverantwortung.
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Die Finanzierungslast folgt gem. Art. 104a Abs. 1 GG der Zuständigkeit einer staatlichen Ebene für eine bestimmte Aufgabe („ihrer Aufgaben“) und schafft in der Folge eine kausale Verknüpfung zwischen der Aufgabenerledigung und Ausgabenlast („aus der Wahrnehmung“). Art. 104a GG betrifft zunächst nur den Bund und die Länder, es behandelt die Kommunen als Teile des betreffenden Landes[5]. Allerdings gilt im Verhältnis der Länder zu den Kommunen ein vergleichbares Konnexitätsprinzip (dazu Rn 938, 1050 ff).





1. Verteilung der Aufgaben im Bundesstaat
103


Entscheidend für die Ermittlung des jeweiligen Ausgabenträgers ist die Aufgabenverteilung des Grundgesetzes. Der Aufgabenbegriff des Art. 104a Abs. 1 GG erfasst alle staatlichen Aufgaben. Diese lassen sich klassischerweise in Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung unterteilen, wobei die Allzuständigkeit der Länder nach Art. 30 GG den Ausgangspunkt sämtlicher Kompetenztypen bildet[6].





a) Gesetzgebung (Art. 70 ff GG)
104


Für den Bereich der Gesetzgebung enthalten die Art. 70 ff GG Kompetenztitel, aufgrund derer der Bund zum Erlass von Gesetzen befugt ist. Diese den Katalogen der Art. 73 und 74 GG zu entnehmenden Zuweisungen kehren im Ergebnis den Grundsatz der Länderzuständigkeit nahezu um und übertragen wesentliche Bereiche der Gesetzgebung auf den Bund. Bedeutende Zuständigkeitsfelder der Landesgesetzgebung bleiben aber insb das Recht der Gefahrenabwehr, die schulische Bildung, der Kulturbereich sowie das Kommunalrecht[7].






b) Rechtsprechung (Art. 92 ff GG)
105


Anders stellt sich die Aufgabenverteilung im Bereich der Rechtsprechung dar. Die Bundeszuständigkeit beschränkt sich auf das Bundesverfassungsgericht, die fünf in Art. 95 Abs. 1 GG aufgeführten Revisionsgerichte und einige in Art. 96 GG benannte besondere Bundesgerichte. Im Übrigen obliegt die Organisation der Rspr gem. Art. 30, 92 GG den Ländern.






c) Verwaltung (Art. 83 ff GG)
106


Bei der Verteilung exekutiver Aufgaben, die finanzwirtschaftlich den größten Anteil haben, ist zwischen sog. gesetzesakzessorischer Verwaltung und anderen Verwaltungstätigkeiten zu unterscheiden. Die nicht-gesetzesakzessorische Verwaltung umfasst diejenigen Bereiche, die nicht unmittelbar dem Vollzug von Gesetzen dienen. Hierunter fallen insb freiwillige Maßnahmen der Daseinsvorsorge, ebenso wie Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur. Für diesen Bereich beinhaltet das Grundgesetz keine konkreten Regelungen; gem. Art. 30 GG handelt es sich damit grds um Aufgaben der Länder[8].
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Die Verteilung der Kompetenzen für die gesetzesakzessorische Verwaltung ist in den Art. 83 ff GG geregelt. Im Regelfall führen die Länder nicht nur ihre eigenen (Landes-)Gesetze, sondern auch die Bundesgesetze aus – und tragen damit die Hauptlast der Verwaltung, während die Bundesverwaltung auf wenige, einzeln benannte Bereiche beschränkt ist (Art. 86 ff GG).
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Bei der Ausführung von Bundesgesetzen sind drei Varianten zu unterscheiden: Die Gesetzesausführung durch die Länder als eigene Angelegenheit (Art. 84 GG), die Ausführung durch die Länder im Auftrage des Bundes (Art. 85) und die Ausführung der Gesetze durch den Bund selbst (bundeseigene Verwaltung, Art. 86 GG). Während bei letzterer die Ausführung durch den Bund mittels bundeseigener Behörden oder bundesunmittelbarer Körperschaften bzw Anstalten des öffentlichen Rechts erfolgt, unterscheiden sich der landeseigene Vollzug von Bundesrecht (Art. 84 GG) und die Bundesauftragsverwaltung (Art. 85 GG) hinsichtlich der Einflussmöglichkeiten des Bundes.
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Erfolgt die Ausführung durch die Länder als eigene Angelegenheit kommt dem Bund grds nur die Rechtsaufsicht zu. Er ist gem. Art. 84 Abs. 3 GG darauf beschränkt, die Gesetzmäßigkeit des Verwaltungshandelns zu überprüfen. Findet die Ausführung dagegen als Auftragsangelegenheit statt, bestimmt der Bund zudem auch über die Zweckmäßigkeit. Er kann auf Grund von Art. 85 Abs. 2 GG allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen oder auf Grund von Art. 85 Abs. 3 GG Weisungen auch im Einzelfall erteilen. Neben der Rechts- besteht also auch eine Fachaufsicht des Bundes (Art. 85 Abs. 4 GG).
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Regelfall der Gesetzesausführung ist gem. Art. 83 GG die Ausführung durch die Länder als eigene Angelegenheit. Auftragsverwaltung und bundeseigene Verwaltung kommen nur in den ausdrücklich im Grundgesetz bestimmten oder zugelassenen Fällen in Betracht.
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So werden in bundeseigener Verwaltung zB der Auswärtige Dienst, die Bundesfinanzverwaltung, die Luft- und Eisenbahnverkehrsverwaltung und die Verwaltung der Bundeswasserstraßen und der Schifffahrt[9] geführt (Art. 87 Abs. 1, 87d Abs. 1, 87e Abs. 1 GG). Als bundesunmittelbare Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechtes werden gem. Art. 87 Abs. 2 und 3 GG bestimmte Träger der Sozialversicherung geführt (zB die Bundesagentur für Arbeit). Die Bundesautobahnen werden vom Bund (Art. 90 Abs. 2 GG), die sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs von den Ländern in Bundesauftragsverwaltung verwaltet (Art. 90 Abs. 3 GG[10]). Auch das Atomgesetz wird zT im Auftrage des Bundes von den Ländern ausgeführt (Art. 87c GG iVm § 24 Abs. 1 Satz 1 AtomG). Im Bereich der Finanzverwaltung sind alle drei Varianten denkbar (Art. 108 Abs. 1–3 GG).
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Ein besonderer Fall der Bundesauftragsverwaltung ergibt sich über Art. 104a Abs. 3 GG bei Geldleistungsgesetzen. Bundesgesetze, die Geldleistungen gewähren und von den Ländern ausgeführt werden, können bestimmen, dass die Geldleistungen ganz oder zum Teil vom Bund getragen werden (Art. 104a Abs. 3 Satz 1 GG). Wenn in einem solchen Fall der Bund mindestens die Hälfte der Ausgaben trägt, wird das Gesetz – unabhängig vom Sachgebiet – im Auftrage des Bundes durchgeführt (Art. 104a Abs. 3 Satz 2 GG). Hier wirkt also die Finanzverfassung auf den staatsorganisationsrechtlichen Bereich zurück[11]. Im Bereich der übrigen Bundesauftragsverwaltung trägt der Bund gem. Art. 104a Abs. 2 GG die sich daraus ergebenden Ausgaben (s. näher Rn 128 ff).







2. Durchführungs- und Veranlassungskonnexität
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Art. 104a Abs. 1 GG verlangt neben der bloßen Zuständigkeit auch eine Kausalität zwischen der Aufgabenwahrnehmung und den konkreten Ausgaben. Wenn – wie bei der Ausführung der Bundesgesetze durch die Länder – Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz auseinanderfallen, sind zwei Anknüpfungspunkte denkbar. Einerseits liegt es nahe, auf diejenige Aufgabe abzustellen, die mit der Ausgabe unmittelbar verknüpft ist, nämlich die Ausführung des Gesetzes (sog. Vollzugskausalität oder Durchführungskonnexität). Andererseits werden bestimmte zu leistende Ausgaben schon auf Ebene der gesetzlichen Regelung vorgegeben, weil zB bei den Sozialgesetzen ein Zahlungsanspruch begründet wird (sog. Zweckausgaben, s. Rn 120). Hier besteht wiederum eine enge Kausalbeziehung zur Gesetzgebung (sog. Gesetzeskausalität oder Veranlassungskonnexität).
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Wenn dieselbe staatliche Ebene sowohl für den Erlass als auch für die Ausführung eines Gesetzes verantwortlich ist, ergeben sich hier keine Probleme. Die Bundesländer tragen gem. Art. 104a Abs. 1 GG jedenfalls alle Ausgaben, die sich aus dem Erlass bzw Vollzug von Landesgesetzen ergeben. Das Gleiche gilt für die Finanzierungsverantwortung des Bundes bei der bundeseigenen Verwaltung. Problematisch ist die Anknüpfung, wenn Bundesgesetze durch die Länder vollzogen werden. Infolge der umfangreichen Gesetzgebungsbefugnisse des Bundes und der grds Verwaltungszuständigkeit der Länder ist diese Konstellation aber der Regelfall.
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Allgemein geht man davon aus, dass Art. 104a Abs. 1 GG in seiner derzeitigen Ausgestaltung dem Prinzip der Durchführungskonnexität folgt[12]. Derjenige, der mit der Verwaltung einer Aufgabe betraut ist, hat die Ausgaben des Gesetzesvollzugs zu tragen (Vollzugskausalität). Dies ergibt sich zwar nicht ohne Weiteres aus dem Wortlaut des Art. 104a Abs. 1 GG, lässt sich aber v.a. aus der Systematik schließen: Art. 104a Abs. 2 GG normiert für die Bundesauftragsverwaltung (Art. 85 GG) eine Ausnahme vom Konnexitätsgrundsatz; hier „trägt der Bund die sich daraus [dh aus der Ausführung der Gesetze] ergebenden Ausgaben“. Diese Regelung wäre unnötig, folgte man generell dem Konzept der Veranlassungskonnexität.
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Auch die historische Auslegung bestätigt dies: Vor Einführung des Art. 104a GG bestand insb in der Literatur Uneinigkeit über den Bezugspunkt der Finanzierungslast[13]. Die Finanzreform von 1969[14] sollte ua diese Unsicherheit beseitigen. Die Gesetzesmaterialien bestätigen, dass mit der Verfassungsänderung dem Konzept der Vollzugskausalität der Vorrang gegeben wurde: „Zutreffender Ansicht nach hat jedoch derjenige die Kosten für durch Bundesgesetze entstehende staatliche Aufgaben zu tragen, der die Verwaltungszuständigkeit für die Ausführung der Gesetze besitzt, weil erst durch die Erfüllung der Aufgaben Kosten entstehen“[15].
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Die Verknüpfung der Ausgabentragung mit der Verwaltungszuständigkeit soll zu einer effizienten und sparsamen Verwaltung beitragen (s.a. Rn 564). Verwaltungsökonomisch ist es sinnvoll, die Finanzierungsverantwortung an den Einfluss auf die Höhe der anfallenden Ausgaben zu koppeln[16]. Soweit die Exekutive im Rahmen von Beurteilungs- und Ermessensspielräumen über die Art und Weise der Bereitstellung öffentlicher Güter, die Gewährung geldwerter Mittel und den eigenen Verwaltungsaufwand entscheidet, kann sie auch auf die Kosten erheblichen Einfluss nehmen (Steuerungsoptionen)[17].
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Dennoch ist eine strikte Durchführungskonnexität nicht unproblematisch. In Ausübung seiner Gesetzgebungskompetenz kann der Bund finanzrelevante Gesetze zu Lasten der Länderhaushalte verabschieden. Und auch die Spielräume der Verwaltung können gesetzgeberisch so stark vorgeprägt sein, dass letztlich kein relevantes Einflusspotential mehr besteht[18]. Indes lässt sich diese Argumentation auch umkehren. Setzte das Grundgesetz eine strikte Veranlassungskonnexität (Gesetzeskausalität) durch, würde eine ineffiziente Verwaltung der Länder zu Lasten des Bundes gehen. Unabhängig von etwaigen Spielräumen, obliegt der verwaltenden Ebene jedenfalls die Überprüfung der gesetzlichen Voraussetzungen für die Gewährung geldwerter Leistungen. Mit der Zustimmung des Bundesrates gem. Art. 104a Abs. 4 GG zu solchen Gesetzen, die Ansprüche auf Geldleistungen oder geldwerte Sachleistungen begründen, sind wiederum die Länderinteressen berücksichtigt. Jedenfalls besteht im Bereich der Einnahmeverteilung gem. Art. 106 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 1 GG ein Anspruch der Länder auf Deckung der notwendigen Ausgaben[19] (s. Rn 352).
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Die Wahrnehmung legislativer Aufgaben führt nach dem Grundsatz des Art. 104a Abs. 1 GG nur zur Verpflichtung, diejenigen Ausgaben zu tragen, die sich unmittelbar aus dem Akt der Gesetzgebung bzw dem Gesetzgebungsverfahren ergeben. Dies sind zB die Kosten der Gesetzgebungsorgane und des Gesetzgebungsverfahrens. Gleiches gilt für den Bereich der Rechtsprechung, zB Personalkosten oder Verwaltungsausgaben der Gerichte.






3. Verwaltungs- und Zweckausgaben
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Art. 104a Abs. 1 GG spricht allgemein von „Ausgaben“. Es lassen sich jedoch zwei verschiedene Arten von Ausgaben unterscheiden. Die Wahrnehmung einer Aufgabe im Bereich der Verwaltung erfordert zum einen – dies ist in den Bereichen Rspr und Gesetzgebung nicht anders – die Bereitstellung eines entsprechenden (Verwaltungs-)Apparates, dessen Betrieb Personal- und Sachkosten (auch Fahrzeuge, Gebäude usw) verursacht. Dieser Ausgabenteil wird als Verwaltungsausgaben bezeichnet[20]. Ohne diese Ausgaben wäre die Wahrnehmung von Aufgaben nicht denkbar, sie ermöglichen überhaupt erst ein Tätigwerden der Verwaltung.
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Wenn das Grundgesetz die Art der Ausgaben nicht genauer bestimmt, sind hingegen zumeist Zweckausgaben (Sachausgaben) gemeint[21]. Diese dienen der Erfüllung der eigentlichen Sachaufgabe und fallen bei der Wahrnehmung gesetzgeberischer und rechtsprechender Aufgaben nicht an[22]. Zweckausgaben sind zB Sozialleistungen oder Subventionen aber auch Ausgaben, die sich aus der Erbringung von Leistungen gegenüber der Allgemeinheit ergeben, zB die Kosten für den Bau und die Erhaltung von Straßen.
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Notwendig wird die Differenzierung aufgrund der Regelung des Art. 104a Abs. 5 GG, der ein strenges Konnexitätsprinzip für die Verwaltungsausgaben vorsieht[23]. Während die Grundregel des Art. 104a Abs. 1 GG noch Ausnahmen für Finanzierung von Zweckausgaben zulässt, tragen Bund und Länder die Verwaltungsausgaben ihrer Behörden immer selbstständig. Hierdurch wird Streitigkeiten über Verursachungsbeiträge vorgebeugt und eine klare Abgrenzung ermöglicht.






4. Verbot der Fremd- und Mischfinanzierung
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Art. 104a Abs. 1 GG verlangt, dass Bund und Länder die sich aus ihrer Aufgabenwahrnehmung ergebenden Ausgaben gesondert finanzieren. Neben dem Gebot, die aus der eigenen Zuständigkeit resultierenden Kosten zu tragen, begründet die Bestimmung auch ein grds Verbot der Fremd- und Mischfinanzierung. Eine finanzielle Beteiligung an der Erledigung fremder Verwaltungsaufgaben ist für Bund und Länder grds unzulässig.
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